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Zum Problem der „strukturellen Arbeitslosigkeit“ 

Autorengemeinschaft * 

Es wird versucht, objektive, quantitative Indikatoren zur Beurteilung der Frage zu finden, ob 
und ggf. inwieweit strukturelle — im Gegensatz zu konjunktureller — Arbeitslosigkeit gegen-
wärtig größer ist als früher und mit welcher Entwicklung insofern künftig zu rechnen ist. 
Strukturelle Arbeitslosigkeit liegt (per definitionem) dann und insoweit vor, als angebotene 
Arbeitsplätze nachhaltig nicht von Arbeitslosen besetzt werden können, weil unüberwindbare 
Diskrepanzen zwischen den Merkmalsstrukturen von Arbeitsplätzen und Arbeitslosen es nicht 
zulassen. 
Die Berechnungen haben ergeben, daß das Ausmaß struktureller Arbeitslosigkeit gegenwärtig 
niedriger zu veranschlagen ist als z. B. 1967. Die Berufs- und Regionalstruktur der Arbeitslosen 
ist zur Zeit ausgewogener als früher, die Voraussetzungen für eine Wiedereingliederung ins 
Erwerbsleben im Falle einer Nachfragebelebung sind also günstiger. Das Tempo des sektoralen 
Strukturwandels der Beschäftigung wird künftig — wie schon bislang — eher weiter zurück-
gehen, die Anforderungen an die Anpassung der Arbeitskräfte an die Nachfrageverschiebungen 
zwischen den Sektoren nehmen tendenziell also eher ab als zu. 
Die Ergebnisse lassen nur begrenzte Schlußfolgerungen zu. Zu fordern ist einerseits eine energi-
sche Wachstumspolitik. Andererseits darf die Strukturpolitik nicht vernachlässigt werden, solange 
die Wirtschaftsdynamik nicht ausreicht, strukturbedingte Freisetzungen durch Expansion in ande-
ren Bereichen auszugleichen und somit die Vollbeschäftigung zu sichern. 
Die Untersuchung wurde im IAB durchgeführt. 
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1. Einführung 

1.1 Seit die Zahl der registrierten Arbeitslosen in der 
Bundesrepublik Deutschland im Zuge der gegenwärtigen 
Rezession ein seit vielen Jahren ungewohnt hohes Niveau 
erreicht hat — die Arbeitslosenquote beträgt gegenwärtig 
(saisonbereinigt) rund 5 % —, wird in breiter Öffentlich-
keit zunehmend die Frage nach den maßgeblichen Bestim-
mungsgrößen dieser Entwicklung aufgeworfen. Diese Dis-
kussion ist schon angesichts der beträchtlichen sozialen 
Probleme derart hoher Arbeitslosigkeit, nicht weniger 
aber auch wegen der daraus zu ziehenden politisch-thera-
peutischen Konsequenzen dringend erforderlich. Allein 
auf der Grundlage einer realistischen Ursachendiagnose ist 
letztlich zu beurteilen, ob und welche arbeitsmarkt-, Struk-
tur- oder wirtschaftspolitischen Gegenmaßnahmen hier 
mit Aussicht auf Erfolg getroffen werden können. 

* Ulrich Cramer, Wolfgang Klauder, Dieter Mertens, Lutz Reyher, Eugen 
Spitznagel. 

1.2 Im Mittelpunkt der Kontroverse stehen dabei die 
Fragen, inwieweit die gegenwärtige Arbeitslosigkeit 
„strukturell bedingt“, also nicht einem allgemeinen Nach-
fragedefizit zuzurechnen sei und ob und in welchem Aus-
maß künftig ein im Vergleich zu früher höherer „Sockel 
struktureller Arbeitslosigkeit“ zu erwarten sei. Aller-
dings leidet die gegenwärtige Diskussion unter einem 
ausgeprägten Mangel an begrifflicher Klarheit. Ver-
breitet ist von „struktureller Arbeitslosigkeit“ bereits dann 
die Rede, wenn lediglich — ohne jeden Bezug zu Niveau 
und Struktur der Arbeitskräftenachfrage — die Struktur 
der Arbeitslosigkeit, also Gewicht oder Anteile einzelner 
Personengruppen (Frauen, Angestellte, Jugendliche, Min-
derqualifizierte, Ausländer usw.) an der jeweils gegebenen 
Gesamtheit der Arbeitslosen, gemeint ist. Derartige Dis-
kussionen entstehen in der Regel dann, wenn einzelne 
Personengruppen in der gegebenen Arbeitslosigkeit über-
repräsentiert sind, ja zum Teil bereits dann, wenn sie nur 
weniger unterrepräsentiert sind, als dies früher üblich war. 

Derartige Veränderungen in der Struktur der Arbeits-
losigkeit im Zeitablauf beruhen auf verschiedenen Ur-
sachen: entsprechende Veränderungen in der Struktur der 
Erwerbstätigen, verstärkter institutioneller Schutz einzel-
ner Personengruppen (z. B. Kündigungsschutz für Ältere), 
Intensität und Dauer der Rezession, Veränderungen in 
den gruppenspezifischen Einschaltungsgraden der Arbeits-
ämter usw. Die Bedeutung derartiger Strukturaspekte 
wird hier nicht verkannt, sie sind jedoch, für sich genom-
men, nicht der Gegenstand dieser Untersuchung. 

Andererseits wird von „struktureller Arbeitslosigkeit“ ge-
sprochen im Zusammenhang mit einer vermuteten oder 
erwarteten Konstellation, in der etwa abrupte (oder ein-
schneidende, zunehmende) Veränderungen in der End-
nachfrage infolge von Veränderungen im Verhalten der 
Wirtschaftssubjekte oder im allgemeinen Datenkranz zu 
partiellen Defiziten in der Nachfrage nach Arbeitskräften 
führen, die nicht durch entsprechende Expansion in ande-
ren Bereichen kompensiert werden könnten oder werden 
würden. 
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Auf der Nachfrageseite stehen dabei Vermutungen und 
Befürchtungen im Vordergrund, die sich vor allem bezie-
hen auf 
— die Entwicklung der internationalen Wettbewerbsposi-

tion der Industrie, speziell auf die Kostensituation, 
— den Strukturwandel hin zur tertiären Gesellschaft, der 

— so wird vermutet — nun beschleunigt vollzogen 
werden müßte, nachdem der Sog einer nicht mehr durch 
künstliche Verzerrung von Währungsparitäten inter-
national begünstigten Industrie nicht wiederkehrt, 

— anhaltende Zurückhaltung potentieller Investoren auf-
grund unzureichender Absatz- und Gewinnerwartun-
gen sowie wegen mangelnder Investitionschancen (in-
folge abnehmender Innovationspotentiale) überhaupt, 

— anhaltende   finanzwirtschaftlich   bedingte   beschäfti-
gungspolitische   Zurückhaltung   des   Staates,   sowie 
schließlich 

— vermutete Sättigungstendenzen in der privaten Nach-
frage nach Gütern und Diensten. 

Auf der Angebotsseite, so wird gesagt, entstehen Probleme, 
weil z. B. Erwartungshaltungen im Hinblick auf Status, 
Funktion, Einkommen und Arbeitszeit nicht mehr mit den 
Erfordernissen der Vollbeschäftigung in Einklang zu brin-
gen seien. Hier und da wird auch generell die künftige 
Entwicklung von Leistungswillen und Motivation zur Er-
werbstätigkeit in Frage gestellt. 
Im Hinblick auf Gewicht und mögliche Auswirkungen all 
dieser Einflußfaktoren gibt es sehr unterschiedliche Ein-
schätzungen und Erwartungen. Sie zu isolieren und zu 
quantifizieren ist bislang — sieht man ab von recht will-
kürlichen Schätzungen1) — noch kaum versucht worden. 
Einige dieser Faktoren entziehen sich auch bislang noch 
jeder quantitativen Erfassung, zumal in prognostischer 
Hinsicht (z. B. Motivationen, Erwartungshaltungen usw.). 
Andere wiederum sind schwer einzuschätzen, weil sie in 
erster Linie von politischen Entscheidungen abhängen, die 
ihrerseits kaum zu prognostizieren sind (z. B. beschäfti-
gungspolitisches Verhalten des Staates). Eine dritte Gruppe 
von Einflußgrößen ist schließlich prognostisch kaum 
abzuschätzen, da sie — wie etwa die Entwicklung der in-
ternationalen Arbeitsteilung und der Güterströme — von 
einer Unzahl interdependenter und obendrein häufig po-
litisch beeinflußter Variablen abhängt, die zumal in Zeiten 
einschneidender Umbrüche analytisch kaum mehr zu be-
wältigen sind2). 
Die potentielle Bedeutung all dieser Faktoren für den Ent-
wicklungsprozeß einer dynamischen Wirtschaft und Ge-
sellschaft ist sicher unstrittig. Sie bedürfen daher — und 
dies steht weitgehend noch aus — sorgfältiger Analyse 
und, soweit als möglich, Prognose. 
Unstrittig ist zwar auch, daß all diese Einflußfaktoren 
schon in der Vergangenheit die Entwicklung begleitet und 
beeinflußt haben und — oberflächlich gesehen — mit Hilfe 
erheblicher Faktorenmobilität reibungsarm bewältigt wur- 

1) Vgl. Zeit-Forum: Arbeitslosigkeit — Schicksal für lange Zeit? in: Die Zeit, 
Nr. 9, 20. Februar 1976, S. 9 ff. 

2) Vgl. hierzu die Ausführungen des Sachverständigenrates zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung im Jahresgutachten 1975/76, Ziffer 294. 

3) Vgl. Klatt, Sigurd: Die Problematik einer Steuerung des Strukturwandels der 
Wirtschaft, in: Strukturwandel und makroökonomische Steuerung, Festschrift 
für Fritz Voigt, Berlin 1975, S. 11 ff. 

3a)Vgl. Bombach, Gottfried: Der Strukturbegriff in der Ökonomie, in: 
Strukturwandlungen in einer wachsenden Wirtschaft, hrsg. von F. Neumark. 
Schriften des Vereins für Sozialpolitik, N. F., Bd. 30/1, S. 11/12. 

4) Vgl. Enzyklopädie der Betriebswirtschaftslehre, Bd. V, Handwörterbuch des 
Personalwesens, Stuttgart, 1975, Artikel „Arbeitslosigkeit“, von Heinz 
Lampert, Abschnitt 3 „Strukturelle Arbeitslosigkeit“, Spalte 198. 

den. Die Problematik gegenwärtiger Strukturwandlungen 
(und befürchteter künftiger Strukturbrüche) unterscheidet 
sich von derjenigen in der Vergangenheit aber erheblich 
dadurch, daß die für die reibungsarme Bewältigung un-
erläßliche allgemeine Wirtschaftsdynamik zumindest vor-
übergehend ausgesetzt hat. Das bedeutet, daß struktur-
bedingte Freisetzungen nicht durch entsprechende Expan-
sionen in anderen Bereichen aufgewogen werden, wie dies 
früher der Fall war. 

Die begriffliche Verwirrung, unter der die gegenwärtige 
Diskussion leidet, ist sicher z. T. auch darauf zurückzufüh-
ren, daß die Sozialwissenschaft bislang keinen hinreichend 
umfassenden, präzisen und operationalen Strukturbegriff 
sowie hinreichend erprobte Methoden anzubieten vermag, 
mit deren Hilfe komplexe Strukturen, ihre unterschiedli-
chen Bestimmungsgrößen, die inhaltliche, funktionale Ver-
knüpfung ihrer Elemente sowie die Dynamik ihrer Ver-
änderungen erfaßt und erklärt werden könnten3). 
Allgemeinen Konsens findet allenfalls ein einfacher, tech-
nisch-statistischer Strukturbegriff der empirischen Sozial-
forschung, der unter Struktur das Verhältnis der Elemente 
einer Gesamtheit zu dieser Gesamtheit, unter Struktur-
wandel die Änderung dieser Relationen versteht3a). Dabei 
wird „Struktur“ generell als Pendant zu „Niveau“ 
gesehen. 
„Strukturelle Arbeitslosigkeit“ wäre demzufolge zu ver-
stehen als das Resultat anhaltender Diskrepanzen zwi-
schen den Strukturen von Arbeitsangebot und -nachfrage. 
Dem entspricht die folgende Definition: 
„Strukturelle Arbeitslosigkeit liegt immer dann vor, wenn 
das Angebot an Arbeitsleistungen bestimmter Art (nach 
dem Geschlecht, dem Beruf, der Qualifikation, in einer 
bestimmten Region) die Nachfrage nach eben diesen Ar-
beitsqualitäten übersteigt und (von der Struktur der ge-
samten Arbeitsnachfrage aus gesehen) nicht genügend mo-
bil ist, um kurzfristig auf anderen Arbeitsmärkten (in an-
deren Wirtschaftszweigen, in anderen Berufen, an Ar-
beitsplätzen mit anderen Qualifikationsanforderungen, an 
anderen Standorten) Arbeit zu finden.“4) 
Strukturelle Arbeitslosigkeit ist diesem Begriff zufolge 
also dann (und insoweit) gegeben, wenn (und insoweit) 
die Merkmalsstrukturen („Profile“) der Arbeitslosen von 
denen der angebotenen Arbeitsplätze so stark abweichen, 
daß diese Profildiskrepanzen trotz gegebener Nachfrage 
nach Arbeitskräften und üblicher Anpassungshilfen nach-
haltig nicht überwunden werden können. Wie die Erfah-
rung z. B. nach der Rezession von 1967 zeigt, ist dieses 
Anpassungsvermögen (Mobilitäts- und Substitutions-
potentiale) des Beschäftigungssystems bei genügender 
Wirtschaftsdynamik in der Bundesrepublik sehr hoch zu 
veranschlagen. 
Es ist evident, daß — nach diesem Begriff — maximal 
stets nur insoweit von „struktureller Arbeitslosigkeit“ ge-
sprochen werden könnte, als tatsächlich angebotene, aber 
unbesetzte Arbeitsplätze überhaupt zur Verfügung stehen. 

1.3 Ausgehend von diesem Begriffsverständnis haben wir 
nach Indikatoren und objektiven, nachvollziehbaren Meß-
ziffern gesucht, die zur Beantwortung der Fragen heran-
gezogen werden könnten, inwieweit gegenwärtig und 
künftig mehr als bislang mit struktureller Arbeitslosigkeit 
(in diesem engeren Sinne) geredinet werden müsse. 

Die Ergebnisse dieser auch im Hinblick auf die jeweils 
zugrunde gelegten Hypothesen in den nachfolgenden Ab- 
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schnitten dargestellten Berechnungen zeigen ein recht ein-
deutiges Bild: 
— Das Ausmaß struktureller Arbeitslosigkeit in der Bun-

desrepublik Deutschland ist gegenwärtig eher niedriger 
zu veranschlagen, als es z. B. in der vorangegangenen 
Rezession um 1967 der Fall war. 

— Gemessen an der Verteilung auf Regionen und Berufe 
ist die Arbeitslosigkeit gegenwärtig entschieden aus-
gewogener als z. B. 1967, die Chancen für eine Rück-
kehr zur Vollbeschäftigung bei hinreichender Nach-
frage sind also eher größer als damals (Ausnahme: 
Die starke Uberrepräsentation der Un- und Angelern-
ten hat eher noch zugenommen). 

— Das Tempo des Strukturwandels der Beschäftigung 
nach Wirtschaftsbereichen, das sich in der Vergangen-
heit ständig verringert hat, dürfte auch in der über-
schaubaren Zukunft — folgt man den jüngsten Bran- 
chenstrukturprojektionen — eher ab- als zunehmen. 
Auch das Volumen notwendiger Strukturanpassung 
des Arbeitskräfteangebots an die sich wandelnde sek-
torale Beschäftigtenstruktur nimmt (ceteris paribus) 
tendenziell eher ab als zu. 

— Es fällt auf, daß die Höhepunkte des sektoralen Struk-
turwandels früher zeitlich eher in Phasen der Hoch-
konjunktur fielen, seit den 60er Jahren dagegen eher 
in die Rezessionsjahre. Verständlicherweise werden sie 
in  derartigen  Phasen  stärker  wahrgenommen  und 
stellen dann auch tatsächlich eine stärkere soziale Be-
lastung dar. 

1.4 Die Ergebnisse der vorliegenden Berechnungen sind in 
die Aussagen eingegangen, die der „Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung“ in seinem jüngsten Jahresgutachten (1975/76) zur 
Frage der strukturellen Arbeitslosigkeit und zum Struk-
turwandel überhaupt gemacht hat (vgl. Ziffer 316). 
Wir meinen jedoch, daß man aus dem hier vorgelegten 
Material nur sehr begrenzte Schlußfolgerungen ziehen 
kann. Am wenigsten ist es dazu geeignet, fatalistische Hin-
nahme hoher Arbeitslosigkeit sowie politischen Attentis-
mus zu begründen oder zu rechtfertigen: Weder kann — 
mit dem Hinweis auf Strukturprobleme — auf energische 
Wachstumspolitik verzichtet werden, noch kann die Struk-
turpolitik vernachlässigt werden — etwa weil man er-
kennt, daß die wesentliche Ursache für die gegenwärtige 
Arbeitslosigkeit das Wachstumsdefizit ist. 

2. Zum gegenwärtigen Ausmaß struktureller 
Arbeitslosigkeit 
2.1 Die vorhandenen Statistiken bieten weder vom Ar-
beitsplatzangebot noch vom Arbeitskräfteangebot ein voll-
ständiges Bild. Die einzig verfügbare Statistik des Ar-
beitsplatzangebots — die Statistik der Offenen Stellen 
bei den Arbeitsämtern — erfaßt nur einen Teil der ange-
botenen Arbeitsplätze, der „Einschaltungsgrad“ der Ar-
beitsämter ist in dieser Hinsicht auf etwa 30% zu ver-
anschlagen. Auf der anderen Seite ist auch die amtliche 
Arbeitslosenstatistik insofern unvollständig, als sie jene 
Erwerbslosen nicht enthält, die zwar erwerbsbereit sind, 
sich aber aus verschiedenen Gründen nicht bei den Arbeits-
ämtern als arbeitslos registrieren lassen („Stille Reserve“, 
eine Gruppe von gegenwärtig etwa 500 000 Personen). 
Diese Lücken in der statistischen Erfassung des Arbeits-
marktes gestatten es also nicht, direkt die tatsächliche Zahl 
von Arbeitsplätzen festzustellen, die zu einem gegebenen 
Zeitpunkt nicht besetzt werden können, weil Diskrepan- 

zen in den Merkmalsstrukturen zwischen angebotenen Ar-
beitsplätzen einerseits und Arbeitslosen andererseits dies 
nachhaltig nicht erlauben. Dennoch vermitteln sie einen 
brauchbaren Eindruck von dem relativen Ausmaß „struk-
tureller Arbeitslosigkeit“ zu einem gegebenen Zeitpunkt, 
verglichen mit früheren Zeitpunkten. 

2.2 Folgende Vergleichsrechnung für 1975 und 1967 soll 
dies verdeutlichen: Gesucht ist also die Zahl Offener Stel-
len, die aus „strukturellen“ Gründen nicht besetzt werden 
können. Insgesamt registrierten die Arbeitsämter im Bun-
desgebiet im Oktober 1975 — dieser Zeitpunkt wird hier 
gewählt, weil in diesem Monat die hier nur störenden Sai-
soneinflüsse erfahrungsgemäß ihren niedrigsten Wert ha-
ben — 210 000 Offene Stellen. Ein Teil hiervon ist fluk- 
tuations- bzw. friktionsbedingt. Dieser Teil kann annähe-
rungsweise gleichgesetzt werden mit der absoluten Zahl 
üblicherweise ebenfalls friktions- oder fluktuationsbeding-
ter Arbeitsloser. Als diese Zahl kann wiederum (maximal!) 
das absolute Minimum der Arbeitslosigkeit in Zeiten sai-
sonal und konjunkturell stärkster Arbeitskräftenachfrage 
gelten. Sie betrug z. B. im September 1965 rd. 85 000 Per-
sonen.   Subtrahiert   man   nun   diesen   unvermeidbaren 
„Sockel“   friktions-  und  fluktuationsbedingter  Offener 
Stellen von der Zahl der Offenen Stellen insgesamt, so 
erhält man für Oktober 1975 eine Restgröße von rd. 
125 000 angebotenen Arbeitsplätzen, die maximal bezeich-
net werden können als Arbeitsplätze, die aus Struktur-
diskrepanzen der oben erwähnten Art heraus nicht mit 
den Arbeitslosen zur gleichen Zeit besetzt werden könn-
ten. Dies entspricht einer Zahl von rd. 12% der Arbeits-
losen vom gleichen Zeitpunkt. 

Die gleiche Rechnung für Oktober 1967 führt zu einer Zahl 
von 225 000 Offenen Stellen, die in dem hier genannten 
Sinne als strukturell nicht besetzbar gelten würden. Abso-
lut — und weit mehr noch relativ zur damaligen niedrige-
ren Arbeitslosenzahl — war also die Zahl der so definier-
ten „strukturellen Komponente“ in der Arbeitslosigkeit 
im Herbst 1967 ausgeprägt höher als 1975. 

2.3 Gegen diese Vergleichsrechnung könnte der Einwand 
geltend gemacht werden, daß die Statistik der Offenen 
Stellen in Anbetracht des oben erwähnten „Einschaltungs-
grades“ der Arbeitsämter nur einen — im Verhältnis zur 
Arbeitslosigkeit vergleichsweise geringen — Teil des ge-
samten Arbeitsplatzangebots widerspiegele. Die Zahl der 
mit den vorhandenen Arbeitslosen aus strukturellen Grün-
den nicht besetzbaren, aber angebotenen Arbeitsplätze — 
so könnte argumentiert werden — sei dementsprechend 
viel höher zu veranschlagen. Außerdem könnte der Ein-
schaltungsgrad der Arbeitsämter heute niedriger liegen als 
damals, so daß auch von daher die „strukturelle Arbeits-
losigkeit“ in dieser Rechnung unterzeichnet wird. 

Gegen diese Einwände spricht mehrerlei. Einmal schließt 
die gesamtwirtschaftliche Konstellation von 1975 — Rück-
gang der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage nach Gütern 
und Diensten um 3,5 % kombiniert mit einer im Vergleich 
zu bisheriger Erfahrung äußerst geringen Steigerungsrate 
der durchschnittlichen „Produktivität“ je geleisteter Ar-
beitsstunde von nur rd. l % — die Annahme aus, daß die 
Wirtschaft in irgendeinem nennenswerten Umfang wei-
tere Arbeitskräfte aufgenommen hätte, wenn sie in der 
„richtigen“ Struktur zur Verfügung gestanden hätten. Das 
extrem hohe Ausmaß von „Labour-hoarding“, das sich in 
der niedrigen Steigerungsrate der Produktivität wider-
spiegelt, wäre hiermit nicht in Einklang zu bringen: Hätte 
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es einen Arbeitskräftemangel gegeben, dann, so müßte 
man annehmen, wären doch zumindest die Erwerbstätigen 
voll ausgelastet worden. 
Diese Interpretation der Beschäftigungslage wird voll 
durch die einschlägigen Sonderfragen im Rahmen des Ifo-
Konjunkturtests bestätigt: Kaum eine der Berichtsfirmen 
klagte im Januar 1976 über Mangel an Arbeitskräften 
als Grund für die Behinderung der Produktionstätigkeit. 
Für einen Rückgang des Einschaltungsgrades der Arbeits-
ämter gibt es andererseits weder begründbare Vermutun-
gen noch irgendwelche Indikatoren. Die Aktivität der 
Bundesanstalt für Arbeit in den vergangenen Jahren läßt 
eher die gegenteilige Vermutung zu. Vor allem kann da-
von ausgegangen werden, daß gerade die längerfristig 
nicht besetzbaren Offenen Stellen den Arbeitsämtern 
(obendrein kostenlos) gemeldet werden. 

3. Die Verteilung der berufsspezifischen Arbeitslosen-
quoten 
3.1 Im folgenden soll untersucht werden, wie unterschied-
lich die einzelnen Berufsgruppen im Zeitraum von 1961 
bis 1975 von der Arbeitslosigkeit betroffen wurden. Dazu 
wurden die nach der Systematik des Statistischen Bundes-
amtes gegliederten Berufsgruppen5) in 40 Berufsabschnitte 
zusammengefaßt und für diese Abschnitte der Beschäftig- 
tenanteil, der Anteil an der Gesamtarbeitslosenzahl und 
der eigene Arbeitslosenanteil berechnet6). 

Ziel der Analyse soll es sein, darzustellen und zu messen, 
wie stark die im Beobachtungszeitraum vorgefundene Ver-
teilung der berufsspezifischen Arbeitslosenquoten von der 
Gleichverteilung abweicht. Das ist deshalb aufschlußreich, 
weil Abweichungen von der Gleichverteilung als Symptom 
struktureller Ungleichgewichte auf dem Arbeitsmarkt an-
gesehen werden können, während Veränderungen des Ni-
veaus der Arbeitslosigkeit, also der durchschnittlichen Ar-
beitslosenquote, als Konjunkturindikator dienen. 

3.2 Gleichverteilung der berufsspezifischen Arbeitslosen-
quoten liegt dann vor, wenn die einzelnen Quoten mit 
ihrem arithmetischen Mittel übereinstimmen. Es ist daher 
naheliegend, als Maß für den Umfang struktureller Un-
gleichgewichte zunächst ein geeignetes Streuungsmaß für 
die berufsspezifischen Arbeitslosenquoten zu verwenden. 
Da die durchschnittlichen Arbeitslosenquoten im Unter-
suchungszeitraum variieren, ist für die Auswahl des Maßes 
zu entscheiden, ob die relativen oder absoluten Abweichun-
gen von der jeweiligen durchschnittlichen Arbeitslosen-
quote ermittelt werden sollen. Für die Messung der relati-
ven Abweichungen spricht vor allem, daß bei Konstanz 
der relativen Abweichungen auch das Verhältnis der ab-
soluten Arbeitslosenzahlen der einzelnen Berufsabschnitte 
zueinander und damit die Anteile, die die Berufsabschnitte 
an der Gesamtzahl der Arbeitslosen aufweisen, unverän-
dert bleiben — jedenfalls dann, wenn auch die Beschäftig- 
tenanteile der Berufsabschnitte gleich bleiben. Das ge-
bräuchlichste Maß für die relative Streuung ist der Varia-
tionskoeffizient v, definiert als Quotient aus Standard-
abweichung und arithmetischem Mittel. Gewichtet man bei 
der Berechnung von v die Abweichungen der Arbeitslosen-
quoten der Berufsabschnitte mit ihren Beschäftigtenantei- 

5) Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Klassifizierung der Berufe, Syste-
matisches Verzeichnis, Ausgabe 1970. 

6) Die Beschäftigtenanteile wurden für 1961 und 1970 den Volkszählungen, für 
1967 und 1973 den Mikrozensen, die Arbeitslosenzahlen für jeweils Ende 
Juni 1961, Juni 1967, Mai 1970, April 1973 und Juni 1975 den „Amtlichen 
Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit“ (ANBA) der jeweiligen Jahrgänge 
entnommen. Die Beschäftigtenanteile für Ende Juni 1975 wurden durch eine 
Regressionsschätzung ermittelt. 

 
Bei Mittelwerten, die in der Nähe von Null liegen — und 
das ist bei den durchschnittlichen Arbeitslosenquoten von 
1961 und 1970 der Fall —, nimmt der Variationskoeffi-
zient aus rein technischen Gründen sehr schnell große 
Werte an. Vernachlässigt man bei der Interpretation der 
Ergebnisse deshalb die Werte für 1961 und 1970, so wei-
sen die drei übrigen Werte auf eine vergleichsweise starke 
Streuung im Jahre 1967 hin. Weiterhin muß berücksich-
tigt werden, daß bei Konstanz des Variationskoeffizienten 
im Zeitablauf dennoch strukturelle Veränderungen in dem 
Sinne auftreten können, daß bei einigen Berufsabschnitten 
die Streuung um die durchschnittliche Quote zunimmt, 
diese Zunahme aber durch eine entsprechende Abnahme 
von Abweichungen bei anderen Berufen wieder ausgegli-
chen wird. Auf dieses Problem soll an späterer Stelle noch 
einmal eingegangen werden. 

3.3 Eine zweite Möglichkeit, die „Entfernung von der 
Gleichverteilung“ darzustellen und zu messen, besteht in 
der Konstruktion von Lorenzkurven und der Berechnung 
eines Konzentrationsmaßes. Dazu ist es erforderlich, die 
Berufsabschnitte nach ihrer berufsspezifischen Arbeitslo-
senquote — beginnend mit den höchsten Quoten — zu 
ordnen, und die kumulierten Anteile an der Gesamtzahl 
der Arbeitslosen und an der Gesamtzahl der Beschäftig-
ten zu berechnen. (Aus datentechnischen Gründen mußte 
mit den Beschäftigten anstelle der abhängigen Erwerbs-
personen gerechnet werden.) Liegt Gleichverteilung vor, 
so trägt jeder Berufsabschnitt entsprechend seinem Be-
schäftigtenanteil auch zur Arbeitslosigkeit bei und es er-
gibt sich die Winkelhalbierende (vgl. Abb. 1). Je unglei-
cher die Verteilung, desto mehr biegt sich die Kurve durch, 
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Abb. l zeigt, daß die Kurve für 1967 auf eine wesentlich 
stärkere Konzentration der Arbeitslosigkeit in einigen 
Berufen hinweist als für die anderen Jahre. So liest man 
beispielsweise ab, daß 50% der Arbeitslosen aus Berufen 
kamen, die 1967 nur ca. 18% der Beschäftigten stellten, 
während sie 1975 schon 26% der Beschäftigten ausmach-
ten. Als sogenanntes Lorenzsches Konzentrations- oder 
Disparitätsmaß KL wurde der doppelte Flächeninhalt 
zwischen Kurve und Winkelhalbierender berechnet: 

 
Die Konzentrationsanalyse bestätigt also die Information, 
die aus den Variationskoeffizienten zu gewinnen war: 
1967 war die Konzentration oder Disparität am stärksten. 
3.4 Beim Vergleich der Konzentrationskurven wurde — 
ähnlich wie bei den Variationskoeffizienten — vernach-
lässigt, daß sich die Rangfolge der einzelnen Berufe durch-
aus verändern kann, ohne daß dies den Verlauf der Kurve 
wesentlich beeinflussen muß. Mit anderen Worten: Die am 
meisten von der Arbeitslosigkeit betroffenen Berufe, die 
1973 50% aller Arbeitslosen stellten, können ganz an-
dere sein als die, die 1961 50% der Arbeitslosen ausmach-
ten. Zur Kontrolle und weiteren Analyse ist es daher 
zweckmäßig, beispielsweise durch Berechnung von Rang-
korrelationskoeffizienten nach Spearman zu überprüfen, 
wie sich in dieser Hinsicht die Strukturen im Zeitablauf 
verändert haben: 

 
Je mehr sich die Rangkorrelationskoeffizienten von l un-
terscheiden, desto größer sind die Veränderungen in der 
Rangfolge gewesen. Auch hier zeigt sich, daß gerade 1967 
die stärksten Bewegungen zu verzeichnen waren. Auffal-
lend ist, daß die Rangkorrelation zwischen 1961 und 1970 
sehr stark ist; nachdem sich von 1961 auf 1967 die Rang-
folgen erheblich veränderten, wurden nach dem Konjunk-
tureinbruch von 1967 also offenbar die alten Rangfolgen 
weitgehend wiederhergestellt. Das Rezessionsjahr 1975 
weist dagegen keine so großen Veränderungen sogar ge-
genüber 1961 auf. Es liegt daher der Schluß nahe, daß 
dann, wenn die starken Veränderungen in der Rangfolge 
im Jahre 1967 langfristig die Rangfolge und damit auch 
die Struktur nur wenig verändert haben, die weniger star-
ken Verschiebungen in der Rangfolge von 1975 auf lange 
Sicht hin noch weniger in Bewegung bringen. Dafür spricht 
auch die vergleichsweise hohe Korrelation zwischen 1975 
und 1967, die einen Hinweis auf parallele Entwicklungen 
für 1967 und 1975 bringt. 

3.5 Insgesamt zeigt diese dreifache Analyse der berufs-
spezifischen Arbeitslosenquoten, daß der Konjunkturein- 

bruch von 1967 die relative Streuung der Arbeitslosen-
quoten der einzelnen Berufe, die Konzentration der Ar-
beitslosigkeit auf einige wenige Berufe und die Verän-
derungen in der Rangfolge, in der die Berufe von der Ar-
beitslosigkeit betroffen sind, deutlich stärker vergrößert 
hat, als das im Rezessionsjahr 1975 der Fall gewesen ist. 

4. Konzentration der Arbeitslosigkeit nach Regionen 
Wie aus folgenden Berechnungen hervorgeht, spricht unter 
anderem auch die Verteilung der Arbeitslosigkeit auf die 
regionalen Arbeitsmärkte — hier Landesarbeitsamts-
bezirke (LAA-Bezirke) und Arbeitsamtsbezirke (AA-Be-
zirke) — gegen die zur Zeit häufig vertretene Ansicht, der 
strukturellen Komponente in der Arbeitslosigkeit komme 
heute größere Bedeutung zu als in vergleichbaren früheren 
Konjunkturphasen. 

Bereits ein erster Vergleich von Arbeitslosenquoten deutet 
darauf hin, daß das regionalstrukturelle Erscheinungsbild 
der Arbeitslosigkeit im Jahr 1975 deutlich ausgewogener 
war als im Rezessionsjahr 1967: In beiden Jahren war von 
allen LAA-Bezirken Nordbayern am stärksten und Baden-
Württemberg am wenigsten von Arbeitslosigkeit betroffen. 
Die Distanzen der Arbeitslosenquoten dieser Regionen 
zum Bundesdurchschnitt sind allerdings 1975 — sowohl 
absolut als auch relativ — deutlich geringer gewesen als 
1967. 

 
Ähnliches gilt für die in beiden Jahren jeweils am wenig-
sten bzw. am stärksten von Arbeitslosigkeit betroffenen 
AA-Bezirke Stuttgart und Passau. Zwar ist der absolute 
Abstand der Arbeitslosenquote Stuttgarts zum Bundes-
durchschnitt 1975 größer gewesen als 1967, relativ zur 
globalen Quote war die Abweichung im vergangenen 
Rezessionsjahr allerdings deutlich geringer als 1967 (vgl. 
Übersicht 1). 

Um beurteilen zu können, ob die beobachteten und ver-
glichenen Extremwerte lediglich Ausnahmeerscheinungen 
darstellen oder ob es sich dabei um eine generelle Ein-
ebnung von Ungleichheiten in der regionalen Verteilung 
der Arbeitslosigkeit handelt, ist eine systematische Ana-
lyse der regionalen Konzentration der Arbeitslosigkeit er-
forderlich. 
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Es ist im einzelnen zu untersuchen 
— ob sich die Gesamtarbeitslosigkeit im Rezessionsjahr 

1975 gleichmäßiger oder ungleichmäßiger auf die Re-
gionen verteilt hat als im Jahr 1967, 

— ob und gegebenenfalls in welcher Weise diese Unter-
schiede von der globalen Konjunkturlage — ausge-
drückt durch das Niveau der Gesamtarbeitslosigkeit — 
abhängen, 

— ob die regionale Konzentration der Arbeitslosigkeit 
langfristig zugenommen hat oder ob tendenziell eine 
Nivellierung  der  regionenspezifischen  Betroffenheit 
eingetreten ist, und 

— welches  Gewicht konjunkturellen und strukturellen 
Einflüssen gegenüber früheren vergleichbaren Jahren 
zukommt. 

Analog zu Abschnitt 3, wo die Verteilung der Arbeits-
losigkeit auf Berufsabschnitte behandelt ist, wird die 
regionale Konzentration mit Hilfe der Lorenzkurve ana-
lysiert: 

Die Regionen werden nach ihren spezifischen Arbeitslosen-
quoten geordnet, und zwar beginnend mit der höchsten. 
Für jedes Jahr werden dann die Anteile der einzelnen 
Regionen an der Gesamtzahl der Arbeitslosen bzw. der 
Erwerbspersonen berechnet, entsprechend dieser Rangfolge 
kumuliert und auf der Ordinate bzw. der Abszisse abge-
tragen (vgl. Abb. 2). Die aus dieser Zuordnung der kumu-
lierten Prozentanteile resultierende Lorenzkurve drückt 

7) Bei Verwendung des Lorenzmaßes zur Beurteilung der regionalen Kon-
zentration ist allerdings folgendes zu bedenken: 
— Ein bewertender Vergleich setzt korrekterweise voraus, daß die Kurven  

auf  gleichen  Grundgesamtheiten  basieren,  denn  das  Lorenzmaß 
wird lediglich durch die Prozentuierung niveauunabhängig. 

— Wenn sich die Kurven schneiden, ist es möglich, daß sich hinter gleicher  
Maßzahl  unterschiedliche  Sachverhalte  verbergen.  Das   ist  hier 
allerdings in der Regel nicht der Fall. 

— Die Rangfolge der Regionen nach ihrem relativen Beitrag zur Gesamt-
arbeitslosigkeit kann in jedem Zeitpunkt anders sein. 

8) Auf  die  graphische  Darstellung  der  korrespondierenden  Lorenzkurven 
wurde aus Gründen der Übersichtlichkeit verzichtet. 

dann die Verteilung der Gesamtarbeitslosigkeit auf die 
Regionen graphisch aus: Je stärker die Kurve zum Ur-
sprung hin ausgebuchtet ist, desto ungleicher ist die Vertei-
lung und umgekehrt. Die Diagonale stellt den Grenzfall 
der Gleichverteilung dar, in dem alle Regionen die gleiche 
Arbeitslosenquote haben. Als numerischer Ausdruck der 
Konzentration wird aus der Lorenzkurve auch hier wieder 
das sogenannte Lorenzmaß (KL) abgeleitet: Diese Maß-
zahl ist gleich der doppelten Fläche, die die Lorenzkurve 
mit der Hauptdiagonalen einschließt7). 
Die Berechnungen wurden auf zwei Aggregationsebenen 
durchgeführt. Im folgenden sind die Ergebnisse darge-
stellt. 

4.1 Für Landesarbeitsamtsbezirke 
Aus der Lage der empirischen Lorenzkurven (vgl. Abb. 2) 
ist zu ersehen, daß die Gesamtarbeitslosigkeit im Jahr 
1975 gleichmäßiger auf die Regionen verteilt war als im 
Jahr 1967, denn die Lorenzkurve für 1975 liegt deutlich 
näher an der Gleichverteilungslinie als die des Jahres 
1967: Gemessen am Lorenzschen Konzentrationskoeffi-
zienten (1967: 0,5230, 1975: 0,4673) hat sich die Un-
gleichheit der regionalen Verteilung der Gesamtarbeits-
losigkeit im vergangenen Rezessionsjahr gegenüber da-
mals um 10,7% verringert. Aufgrund des krassen Unter-
schiedes im Niveau der Gesamtarbeitslosigkeit — die Ar-
beitslosenquote lag 1967 bei 2,1%, 1975 aber bei 4,8% 
— sind beide Jahre allerdings nur bedingt vergleichbar. 
Es ist deshalb zu fragen, inwieweit die regionale Nivellie-
rung der Arbeitslosigkeit in der vergangenen Rezession 
auf die ungleich massivere Einwirkung konjunktureller 
Faktoren zurückzuführen ist. 
So dürften z. B. Problemgebiete mit vergleichsweise un-
ausgewogener Wirtschaftsstruktur in milden Rezessionen 
infolge ihres höheren Anteils von Grenzbetrieben und 
Grenzbranchen relativ stärker von Arbeitslosigkeit be-
troffen sein als gut strukturierte Regionen, zumal auf-
grund des Mangels an Beschäftigungsalternativen ein 
Ausgleich in geringerem Maß möglich ist. 
Aus denselben Gründen dürfte sowohl die Möglichkeit als 
auch die Bereitschaft der Unternehmen, Arbeitskräfte bei 
verschlechterter Absatzlage durchzuhalten (zu „horten“), 
in schwachstrukturierten Gebieten geringer sein. 
In einer ausgeprägten Rezession wie der vergangenen ha-
ben solche Unterschiede allerdings geringere Bedeutung, 
weil auch Gebiete mit ausgewogener Wirtschaftsstruktur 
von der Rezession in voller Breite getroffen werden. 
Erst wenn diese Niveauunterschiede isoliert sind, kann 
eine Aussage über die Richtung gemacht werden, in der 
längerfristig wirksame, strukturelle Einflüsse die regio-
nale Verteilung der Arbeitslosigkeit beeinflußt haben. 
Dazu wurden die Lorenzkoeffizienten für die Jahre 1960 
bis 1975 errechnet (vgl. Übersicht 2)8). 
Ihre Entwicklung zeigt, daß die regionale Konzentration 
zum einen langfristig tendenziell abnimmt und zum än-
dern negativ mit der globalen Arbeitslosenquote korre-
liert. Das heißt: Bei hoher Gesamtarbeitslosigkeit ist die 
Konzentration tendenziell geringer, die Verteilung somit 
tendenziell gleichmäßiger als bei niedrigem Niveau. 
Auf diesen — aufgrund obiger Überlegungen plausiblen — 
Zusammenhang deutet hin, daß die relativen Maxima 
bzw. Minima der Zeitreihe des Konzentrationsmaßes fast 
immer mit den relativen Minima bzw. Maxima der Zeit-
reihe der globalen Arbeitslosenquoten übereinstimmen. 
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Die Überprüfung dieser hypothetischen Zusammenhänge 
anhand eines Regressionsmodells9) bestätigt die Vermu-
tung, daß mit steigendem Niveau der Gesamtarbeitslosig-
keit die relativen Unterschiede in der regionalen Betrof-
fenheit abnehmen, daß aber unabhängig davon langfristi-
ge Faktoren auf eine tendenzielle Angleichung der regio-
nalen Verteilung der Arbeitslosigkeit hinwirken. 
Erste Hinweise darauf, in welchem Umfang konjunktu-
relle und strukturelle Faktoren anteilig dazu beigetragen 
haben, die regionale Ungleichverteilung einzuebnen, lie-
fern die geschätzten Regressionsparameter: Nimmt man 
an, daß von 1967 bis 1975 strukturelle, tendenziell kon- 

 

zentrationsmindernde Einflüsse nicht wirksam gewesen 
wären, so wäre für 1975 bei gegebener globaler Arbeits-
losenquote eine deutlich ungleichere Verteilung der Ar-
beitslosigkeit auf die einzelnen Regionen zu erwarten ge-
wesen10). Gemessen am Lorenzschen Konzentrationskoef-
fizienten wäre die Ungleichverteilung um 5,7% höher 
ausgefallen als tatsächlich. 
Von der für 1975 errechneten Verringerung des Konzen-
trationsmaßes gegenüber 1967 um 10,7°/o sind demzufolge 
lediglich 5 Prozentpunkte auf das unterschiedliche Niveau 
der Gesamtarbeitslosigkeit zurückzuführen. 
Die Tatsache, daß — unabhängig von konjunkturellen 
Einflüssen — langfristig konzentrationsnivellierende Fak-
toren wirksam waren, ist ein Indiz dafür, daß sich die re-
gionalen Unterschiede in den Angebots-Nachfrage-Ver-
hältnissen auf dem Arbeitsmarkt tendenziell verringert 
haben. 

4.2 Für Arbeitsamtsbezirke 
Durch weitere Disaggregation wird überprüft, ob die für 
LAA-Bezirke erzielten Ergebnisse auch für die Verteilung 
der Arbeitslosigkeit auf AA-Bezirke zutreffen. Aus Grün-
den der Vergleichbarkeit empfahl es sich allerdings, die 
entsprechenden Konzentrationskoeffizienten lediglich für 
die Jahre 1967 bis 1975 zu berechnen (vgl. Übersicht 2)11). 
Es zeigt sich, daß die Konzentrationskoeffizienten im 
Durchschnitt dieses Zeitraums um 28°/o größer sind als 
jene, die sich für die Gliederung nach LAA-Bezirken er-
rechneten. Dies ist jedoch insofern nicht überraschend, als 
in der tieferen Disaggregation auch die unterschiedliche 
Verteilung der Arbeitslosigkeit innerhalb der LAA-
Bezirke berücksichtigt wird, was zu einer Erhöhung des 
Konzentrationsmaßes führt. 
Wie die LAA-Bezirke, so waren 1975 auch die AA-Bezirke 
gleichmäßiger als 1967 von Arbeitslosigkeit betroffen: 
Der Konzentrationskoeffizient ist um 15,8% niedriger 
als damals (1967: 0,6756, 1975: 0,5688). Die Verteilung 
der Arbeitslosigkeit auf AA-Bezirke hat sich somit ver-
gleichsweise stärker nivelliert als die auf LAA-Bezirke, 
denn die Konzentration war dort nur um 10,7% niedri-
ger. 
Die analog zu 4.1 durchgeführte Regressionsanalyse12) 
zeigt, daß auch auf AA-Ebene die regionale Konzentra-
tion der Arbeitslosigkeit mit zunehmendem Niveau — also 
konjunkturell bedingt — abnimmt, daß aber langfristig 
eine tendenzielle Nivellierung der regional unterschiedli-
chen Betroffenheit eingetreten ist. 
Aus den Parametern des Regressionsmodells ergeben sich 
(analog zu Abschnitt 4.1) wieder Hinweise auf das Aus-
maß der seit 1967 eingetretenen langfristigen Nivellierung 
der Konzentration: Bei gegenüber 1967 unveränderten 
strukturellen Gegebenheiten wäre demzufolge eine um 
9,4 % höhere Konzentration, und damit eine entsprechend 
ungleichere Verteilung der Arbeitslosigkeit im Jahr 1975 
zu erwarten gewesen. 
Von der für 1975 errechneten Verringerung des Konzen-
trationsmaßes gegenüber 1967 um 15,8 % sind demzufolge 
nur 6,4 Prozentpunkte auf das höhere Niveau der Gesamt-
arbeitslosigkeit zurückzuführen. 
Diese Ergebnisse deuten darauf hin, daß sich auch auf AA-
Ebene tendenziell eine Angleichung der regionalen Ange-
bots-Nachfrage-Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt vollzo-
gen hat, die in der langfristigen Nivellierung der regiona-
len Verteilung der Arbeitslosigkeit zum Ausdruck kommt. 
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4.3 Zusammenfassung 
Es sind folgende Ergebnisse festzuhalten: 
— Die Gesamtarbeitslosigkeit war in der gegenwärtig ab-

klingenden Rezession deutlich gleichmäßiger auf LAA- 
Bezirke und AA-Bezirke verteilt als zum Beispiel in 
der Rezession 1966/67. 

— Obwohl die regionale Nivellierung zum Teil auf das 
höhere Niveau der Gesamtarbeitslosigkeit gegenüber 
damals zurückzuführen ist, vollzieht sich doch lang-
fristig — also unabhängig von Konjunktureinflüssen 
—  eine Angleichung der regional unterschiedlichen 
Betroffenheit. 

Demzufolge kann man davon ausgehen, daß bei hinrei-
chender Gesamtnachfrage das gegebene Angebot an Ar-
beitsleistungen auch aus regionaler Sicht heute strukturell 
eher besser mit einer gegebenen globalen Nachfrage in 
Einklang zu bringen ist, als dies beispielsweise nach der 
Rezession 1966/67 der Fall war. 
Um die festgestellte langfristige Nivellierungstendenz in 
der regionalen Verteilung der Arbeitslosigkeit hinreichend 
interpretieren zu können, ist eine inhaltliche Analyse des 
statistischen Befunds notwendig. 
Von besonderer Bedeutung sind dabei folgende Erklä-
rungsgrößen: 
— Die   regionale   Bevölkerungsentwicklung   bzw.   das 

Wachstum der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
und deren Erwerbsneigung. 

— Die regional unterschiedliche Entwicklung des Antei-
les bestimmter Personengruppen an den Beschäftigten, 
deren Verhaltensweisen sich geändert haben, wie z. B. 
Frauen und/oder Ausländer. 

— Die regionale Wirtschafts- und Beschäftigtenstruktur 
in sektoraler, beruflicher, alters-, qualifikations- und 
geschlechtsspezifischer Hinsicht. 

— Die  regional  differenzierte  Entwicklung  der  ange-
wandten Produktionstechniken, insbesondere die Ent-
wicklung von Kapitalintensität und Arbeitsprodukti-
vität. 

— Die Beeinflussung  der regionalen Wirtschafts- und 
Beschäftigungsstruktur   durch   wirtschafts-,   arbeits- 
markt- und strukturpolitische Maßnahmen. 

Die genannten Determinanten bestimmen jedoch nicht nur 
direkt die Angebots-Nachfrage-Verhältnisse einer Region, 
sondern bilden ein komplexes, interdependentes Bezie-
hungssystem mit sich wechselseitig beeinflussenden Ele-
menten, das hier nicht weiter untersucht werden kann. 
13) Vgl. Dinter, Hans-Jürgen: Zum Tempo von Strukturwandlungen. In: 

Mitt (IAB), Nr. 6, 1969. 
14) Der Anteil des sekundären Sektors am Bruttoinlandsprodukt z. B. wies 

in Preisen von 1962 gerechnet in der Vergangenheit eine steigende Tendenz 
auf (in  laufenden Preisen sinkende).  Nach den  IAB-Projektionen wird 
der reale Anteil  1980  entgegen  dieser bisherigen  Tendenz  nicht  höher, 
sondern geringfügig niedriger sein als 1972.  Diese IAB-Projektion der 
Produktion  des sekundären Sektors  ist insgesamt weitgehend vereinbar 
mit dem von Fels und Schatz aufgrund internationaler Querschnittsunter-
suchungen bis 1980 prognostizierten starken Rückgang des nominalen Anteils 
des sekundären Sektors am Bruttoinlandsprodukt. 
Vgl.  Fels,  Gerhard, Klaus  Werner Schatz:  Sektorale Entwicklung und 
Wachstumsaussichten   der   westdeutschen   Wirtschaft   bis   1980.   In:   
„Die 
Weltwirtschaft“ 1974, Heft l, S. 52 ff. 
Die   lAB-Projektionen   sind   in   Fußnote   19   des   vorliegenden   Artikels 
zitiert. 

15) Über  den  in  der  Zukunft  zur Wiedererlangung der Vollbeschäftigung 
nötigen Strukturwandel wird ebenfalls nichts ausgesagt. Falls längerfristig die 
Nachfrage keinen hohen Beschäftigungsstand sichert, so könnte dies nämlich 
auch ein Indiz dafür sein, daß der Strukturwandel z. B. im Hinblick auf die 
veränderte außenwirtschaftliche Konkurrenzsituation zu gering ist, sich also 
die inländische Angebots- bzw. Produktionsstruktur nicht genügend an die 
veränderte in- und ausländische Nachfrage anpaßt. 16) Hierauf weist 
insbesondere Fels hin. Vgl. Fels, Gerhard: Hier irrten die Sachverständigen. 
Der Strukturwandel hat sich doch verschärft. In: „Blick durch die Wirtschaft“ 
v. 22. 12. 1975. 

5. Das Tempo des Strukturwandels der Beschäftigung 
nach Sektoren 
5.1 Problemstellung 
Schon vor mehreren Jahren war häufig die Ansicht zu hö-
ren, die Struktur unserer Wirtschaft wandle sich mit zu-
nehmender Geschwindigkeit oder gar zunehmender Be-
schleunigung. In einer Untersuchung hatte das IAB 1969 
festgestellt, daß sich diese These bis zu diesem Zeitpunkt 
empirisch nicht belegen ließ13). 
Die Änderungen der Rahmenbedingungen der westdeut-
schen Wirtschaft durch die ölpreisexplosion und die Frei-
gabe der Wechselkurse haben besonders in der jetzigen 
weltweiten Rezession mit ihrer hohen Arbeitslosigkeit 
erneut die Befürchtung aufkommen lassen, daß der Wan-
del der Produktionsstruktur in der westdeutschen Wirt-
schaft sich tendenziell verstärke und in Zukunft zu größe-
ren Arbeitsplatzumschichtungen als in der Vergangenheit 
mit entsprechend steigender Gefahr von Arbeitslosigkeit 
führe. 
Im IAB wurde daher erneut mit einer Untersuchung des 
Tempos des Strukturwandels begonnen. Als erstes wurde 
analysiert, ob und wie sich in der Bundesrepublik das 
Tempo des Wandels der sektoralen Beschäftigtenstruktur 
bis heute geändert hat und mit welchen Änderungen mit-
telfristig bis 1980 aufgrund der Projektionen des IAB, 
die sowohl alternative Wachstumspfade als auch — soweit 
absehbar — die durch Energiekrise und Wechselkursfrei-
gabe ausgelösten Änderungen in der Endnachfrage- und 
Produktionsstruktur der westdeutschen Wirtschaft berück-
sichtigen14), zu rechnen ist. 
Diese erste Analyse erstreckt sich also wohlgemerkt nur 
auf das Tempo bei der Änderung der Verteilung der Ar-
beitsplätze bzw. Beschäftigten auf die einzelnen Sektoren 
in der Bundesrepublik Deutschland und erfaßt damit nur 
einen von vielen Bestimmungsgründen struktureller Ar-
beitslosigkeit. Darüber, inwieweit die globale Nachfrage 
nach Gütern und Dienstleistungen ausreicht, um insgesamt 
einen hohen Beschäftigungsgrad zu erreichen, oder ob sich 
bei der Produktion von Gütern und Dienstleistungen das 
Tempo des Strukturwandels verändert, sagt diese Analyse 
nichts aus15). Außerdem wird weder etwas ausgesagt über 
den Strukturwandel innerhalb der einzelnen Sektoren, 
etwa nach Sparten, Berufen, Qualifikationen, noch über 
den sektoralen Strukturwandel in den einzelnen Regionen, 
noch über den Strukturwandel auf der Angebotsseite des 
Arbeitsmarktes und damit auch nichts über Angebots-
Nachfrage-Diskrepanzen. Nicht behandelt werden auch 
Folgen und Bedeutung des Strukturwandels für den ein-
zelnen Sektor. Selbst wenn das Tempo des Strukturwan-
dels in der Bundesrepublik insgesamt gesehen nicht zu-
nimmt, können sich die sektoralen Wirkungen des Struk-
turwandels verschärfen, wenn z. B. in einer Schrumpfungs-
branche die Freisetzungen ein Ausmaß erreichen, das über 
die normale Fluktuation hinausgeht16). Hier soll jedoch 
zunächst nur die eine Frage beantwortet werden, ob bei 
der sektoralen Gliederung der Beschäftigten insgesamt ge-
sehen in Zukunft ein tendenziell stärkerer Strukturwandel 
als in der Vergangenheit erwartet werden muß oder nicht. 

5.2 Vorgehen 
Unter sektoraler Struktur wird das Gefüge verstanden, in 
dem die einzelnen Sektoren zueinander stehen, d. h. in 
diesem Falle die Gliederung der Beschäftigtenzahl nach 
Sektoren. Wandlung bedeutet sodann die Veränderung 
dieser Struktur im Zeitablauf. 
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Als Anhaltspunkte für Tempo und Umfang des Struktur-
wandels bei der Beschäftigung wurden zwei sich durch die 
Dimension unterscheidende Maße berechnet: 

„Änderungsgeschwindigkeit der Beschäftigtenstruktur“ 
Das Tempo bzw. die Geschwindigkeit des Strukturwan-
dels wird zum einen gemessen an der Entwicklung der 
Summe der sektoralen Anteilsveränderungen je Zeiteinheit 
(ohne Berücksichtigung des Vorzeichens)17). 
Ausgangsdaten sind die prozentualen Beschäftigtenanteile 
der einzelnen Sektoren an der Gesamtwirtschaft. Für 
gleichbleibende Zeiteinheiten (Ein- oder Mehrjahresab-
stände) werden die Änderungen dieser Anteile im Zeit-
ablauf errechnet. Je Zeitabschnitt werden sodann die An-
teilsänderungen aller Sektoren addiert, wobei das Vorzei-
chen jeweils unberücksichtigt bleibt, damit sich die Ver-
änderungen nicht saldieren. Die Summe der Anteilsver-
änderungen je Zeitabschnitt stellt die „Strukturänderungs-
geschwindigkeit“ dar. 

„Umschichtungsausmaß der Arbeitsplätze“ 
Das Tempo des Strukturwandels wird zum anderen ge-
messen an der Entwicklung der Summe der branchenspe-
zifisch bedingten Änderungen der Zahl der Arbeitsplätze 
der einzelnen Sektoren (wiederum ohne Berücksichtigung 
des Vorzeichens). 
Ausgangsdaten sind die effektiven Veränderungen der 
Beschäftigtenzahlen für die einzelnen Sektoren im Zeit-
ablauf. Je Sektor und Zeitabschnitt wird diese effektive 
Veränderung aufgespalten in eine „proportionale Ände-
rung“ entsprechend der Gesamtentwicklung aller Sekto-
ren (d. h. Annahme konstanter Beschäftigtenstruktur) und 
in eine „branchenspezifische Änderung“, die die sektora-
len Anteilsverschiebungen in Beschäftigten- bzw. Arbeits-
platzzahlen ausdrückt. Die Addition der branchenspezi-
fischen Änderungen ohne Berücksichtigung des Vorzei-
chens ergibt dann für jeden Zeitabschnitt das zu den „Än-
derungsgeschwindigkeiten der Beschäftigtenstruktur“ kor-
respondierende absolute „Umschichtungsausmaß der Ar-
beitsplätze“ zwischen den Sektoren18). 

Bei diesem Vorgehen bleibt das Gewicht der Strukturbe-
reiche berücksichtigt, welches sie für die Gesamtheit besit-
zen, da in die Rechnung keine prozentualen, sondern ab-
solute Veränderungen der Strukturanteile bzw. Beschäf-
tigtenzahlen eingehen. Für die einzelnen Sektoren haben 
natürlich je nach Größe gleiche Veränderungen ihrer 
Anteile an der Gesamtheit der Sektoren unterschiedliche 
Bedeutung. Auch für die Arbeitsmarktpolitik und die 
Arbeitsverwaltung kann es von Belang sein, ob hinter einer 
gleichen Anteilsveränderung zweier Sektoren eine große 
oder eine kleine prozentuale Veränderung der Beschäftig-
tenzahl dieser Sektoren steht. 

17) Vgl. Dinter, Hans-Jürgen, a. a. O., S. 447 f.  
18) Ist die Änderungsgeschwindigkeit als erstes beredinet,  so läßt sich das 

„Umschichtungsausmaß  an Arbeitsplätzen“  auch  vereinfacht dadurch  er-
mitteln,   daß  die  gesamte  Arbeitsplatzzahl   des  Zeitpunktes  t1,   mit  der 
„Strukturänderungsgeschwindigkeit“ des Zeitabschnittes t1—t0“ multipliziert 
wird. Entsprechend kann auch die Änderungsgeschwindigkeit vereinfacht 
aus  einem  vorher  errechneten  Umschichtungsausmaß  abgeleitet  werden. 
Beide Maße messen ja den gleichen Tatbestand und unterscheiden sich nur 
durch   die  Dimension  Prozentpunkte  und  die  Dimension  Arbeitsplätze 
bzw. Beschäftigte. 

19) Vgl.   Klauder,  Wolfgang,  Gerhard  Kühlewind,  Peter  Schnur,  Manfred 
Thon:  Zur Arbeitsmarktentwicklung bis  1980.  Modellrechnungen  unter 
Berücksichtigung der „Energiekrise“. In: MittAB, 7. Jg./1974, Heft 1. 
Schnur, Peter: Projektion des Arbeitskräftebedarfs  für die Jahre 1980, 
1985 und 1990. Modellrechnungen nach 26 Wirtschaftszweigen. In: MittAB, 
7. Jg./1974, Heft 3. Bloß, Horst, Wolfgang Klauder, Gerhard Kühlewind, 
Peter Schnur, Manfred Thon: Wachstum und Arbeitsmarkt, Angebot und 
Bedarf an Arbeitskräften bis 1990. Quintessenzen aus der Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung, Heft l, 1975. 

Das Niveau der „Strukturänderungsgeschwindigkeit“ und 
des „Arbeitsplatzumschichtungsausmaßes“ hängt ab vom 
jeweiligen Disaggregationsgrad. Für unsere Frage nach 
der längerfristigen Tempoänderung spielen unterschied-
liche Niveaus jedoch keine Rolle, sondern nur der Zeit-
vergleich. Aus Rechnungen für verschiedene Disaggrega-
tionsgrade kann geschlossen werden, daß diese die Rich-
tung der Grundtendenz und der Ausschläge der Geschwin-
digkeitsreihen in der Regel nur relativ wenig beeinflussen. 
Die für diese Veröffentlichung herangezogenen Berech-
nungen beziehen sich auf die Gesamtwirtschaft in der 
Untergliederung nach den 10 Wirtschaftsabteilungen und 
26 Wirtschaftsgruppen der amtlichen Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnung und auf die Industrie in der Unter-
gliederung nach 43 Zweigen. Für die Disaggregationsgrade 
10 Abteilungen und 43 Industriezweige war es auch mög-
lich, erste vorläufige Beschäftigtenzahlen für 1975 zu 
schätzen und somit bei der Analyse zu berücksichtigen. Für 
die 10 Wirtschaftsabteilungen konnten außerdem bereits 
konjunkturelle Prognosewerte für 1976 herangezogen 
werden. 
Für die Berechnung des Strukturwandels 1975/80 wurden, 
um mit wenigen Angaben ein breites Spektrum der mög-
lichen Entwicklung zu erfassen, die folgenden IAB-Pro-
jektionsvarianten ausgewählt: 

 
Für die Industrie nach 43 Zweigen liegen die anderen 
Wachstumsvarianten nicht vor. Außerdem handelt es sich 
bei den Werten der 3,5 °/o-Variante um noch nicht abge-
schlossene, bisher unveröffentlichte Projektionsrechnun-
gen. Die wichtigsten Projektionswerte der 4 %- und 
2,5 °/o-Variante hat das IAB dagegen bereits veröffent-
licht19). 

5.3 Ergebnisse 
5.3.1 ÄNDERUNGSGESCHWINDIGKEIT   DER   BESCHÄFTIG-

TENSTRUKTUR 
5.3.1.1 Gesamtwirtschaft nach 10 Abteilungen 
In Abbildung 3 sind die jährlichen Änderungsgeschwin-
digkeiten für die Beschäftigtenstruktur der Gesamtwirt-
schaft bei einem Disaggregationsgrad von 10 Wirtschafts-
abteilungen für die Zeit von 1951 bis 1976 dargestellt 
(und zwar für die Zeit von 1951 bis 1960 ohne Saarland 
und West-Berlin und von 1961 bis 1976 einschl. Saarland 
und West-Berlin). Zur Verdeutlichung der Grundtendenz 
dieser jährlichen Geschwindigkeitsreihe wurden lineare 
Trends für die beiden regional unterschiedlich abgegrenz-
ten Zeitspannen und für den gesamten Beobachtungszeit-
raum errechnet. Für 1980 sind jahresdurchschnittliche 
Änderungsgeschwindigkeiten eingezeichnet, die sich er-
geben, wenn man die vom IAB (auf Basis 1972) für 1980 
alternativ projizierten Strukturen jeweils mit der Effektiv-
struktur von 1975 vergleicht20). Aus dem Schaubild läßt 
sich ablesen: 
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— Das jährliche Tempo des sektoralen Strukturwandels 
der Beschäftigung war in den 60er Jahren im Durchschnitt 
niedriger als in den 50er Jahren und lag auch im Zeitraum 
1970—74 mit 1,74%-Punkten und selbst 1970—75 mit 
1,91 %-Punkten unter dem Durchschnitt der 60er Jahre 
mit 2,01%-Punkten. Die Trends für die Jahre 1961—74 
und 1961—76 sind leicht abwärts geneigt. Sogar der für 
die Jahre 1961—75 berechnete Trend weist trotz der 
außergewöhnlichen Höhe der beiden letzten Beobach-
tungswerte dieses Zeitraumes nur eine minimale Steigung 
auf. 
20) Die   verbleibende   Strukturänderung   zwischen   beiden   Stichjahren   wird 

durch  5  dividiert  sowie  um  den  Niveauunterschied  zwischen  5-Jahres- 
Geschwindigkeiten und für 5 Jahre kumulierten jährlichen Geschwindigkeiten 
korrigiert. 

21) Der Korrelationskoeffizient für den einfachen Zusammenhang zwischen den 
jährlichen Strukturänderungsgeschwindigkeiten und den jährlichen 
Wachstumsraten des Sozialprodukts beträgt z. B. im Zeitraum 1961—75 
0,643. 

22) Als Gründe für die unterschiedliche Entwicklung in den 50er Jahren einerseits 
und den 60er und 70er Jahren andererseits lassen sich u. a. nennen: 
Die 50er Jahre waren Wiederaufbaujahre. Der durchschnittliche Wachs-
tumspfad lag so hoch,  daß sich Konjunkturausschläge in Schwankungen 
der jährlichen Wachstumsraten zwischen 12,0 °/o und 3,7 °/o niederschlugen. 
Die Boomjahre waren durch sprunghafte, sektoral konzentrierte Kapazi-
tätsausweitungen geprägt. Arbeitskräfte waren genügend vorhanden. 
In den 60er Jahren ging die durchschnittliche Wachstumsrate mit dem 
Abschluß der Wiederaufbauphase stark zurück. Das Wirtschaftswachstum 
verlief auch sektoral in „ruhigeren Bahnen“. Konjunkturell kam es erstmalig 
zu einer Schrumpfung von Gesamtnachfrage und Sozialprodukt. Hiervon 
wurden die unter starkem Wettbewerbsdruck stehenden Branchen und 
Grenzbetriebe relativ stark betroffen, wodurch sich der Strukturwandel in der 
Rezession verstärkte. 

Nach den Projektionen des IAB wird das Tempo des 
Strukturwandels auch in der zweiten Hälfte der 70er 
Jahre tendenziell eher weiter leicht zurückgehen als zu-
nehmen. Die 2,5 °/o-Variante bedeutet mit 1,95%-Punk-
ten fast eine Konstanz des 1970—75 beobachteten Tem-
pos, während die übrigen Varianten auf eine sich fort-
setzende geringfügige Tempoverringerung entsprechend 
den Trends 1961—74 und 1961—76 hinauslaufen. 

— Starke konjunkturelle Schwankungen lassen auch die 
jährlichen Strukturänderungsgeschwindigkeiten erheblich 
nach oben und unten ausschlagen. Den Jahren mit durch 
die konjunkturellen Schwankungen forciertem Struktur-
wandel folgen in der Regel Jahre mit unterdurchschnitt-
lichen Strukturänderungsgeschwindigkeiten21). 

Bemerkenswert ist zum einen, daß die höchsten Ausschläge 
in den 50er Jahren mit den Boomjahren 1951, 1955 und 
1960 zusammenfallen, in den 60er und 70er Jahren jedoch 
mit den Rezessionsjahren 1967 und 1974 und 1975. Um-
gekehrt war die Strukturänderungsgeschwindigkeit in den 
50er Jahren am niedrigsten in dem relativ konjunktur-
schwachen Jahr 1958 und verlangsamte sich in den 60er 
und 70er Jahren am meisten in den Aufschwungjahren 
1964, 1968 und schließlich 1973, in dem die Geschwindig-
keit ihren bisher niedrigsten Wert erreichte22). 
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Bemerkenswert ist zum anderen: Die Geschwindigkeit in 
den Rezessionsjahren 1974 und 1975 blieb jeweils hinter 
der des Rezessionsjahres 1967 zurück, und die Abweichun-
gen vom linearen Trend der Jahre 1951—1975 waren 1974 
und 1975 nicht größer, die Abweichungen von den für die 
Perioden 1961—1974 bis 1961—1976 berechneten linearen 
Trends sogar jeweils kleiner als 1967. 
Einwenden konnte man, daß die Geschwindigkeit erst-
malig 2 Jahre hintereinander so überdurchschnittlich hohe 
Werte erreicht. Jedoch gab es bisher auch keine so lange 
und so starke Rezession. Außerdem passen die Geschwin-
digkeitsausschläge in den Jahren 1974 und 1975 zu 
der unterschiedlichen Intensität der Rezession in diesen 
beiden Jahren. 
Der Umfang der jährlichen Strukturänderungsgeschwin-
digkeiten und die Regelmäßigkeiten ihrer Ausschläge in 
Abhängigkeit vom Konjunkturverlauf sprechen mithin 
dafür, daß der Anstieg des Strukturwandels in den Jah-
ren 1974 und 1975, den Jahren mit dem größten Kon-
junktureinbruch der Nachkriegszeit, vorwiegend kon-
junkturbedingt ist und noch keine Änderung des Trends 
signalisiert23). 
Ein Beweis ist allerdings erst gegeben, wenn die Geschwin-
digkeit entsprechend dem bisherigen Verhaltensmuster bei 
einem regelrechten Aufschwung tatsächlich wieder stark 
zurückgeht, es also ab 1976 zu unterdurchschnittlichen 
sektoralen Anteilsveränderungen der Beschäftigung 
kommt. Nach der Konjunkturprognose des IAB für 1976 
ist hiermit durchaus zu rechnen: die Geschwindigkeit 
würde von 2,78 in 1975 auf 1,24%-Punkte 1976 zurück-
gehen und damit 1976 wieder etwa so niedrig sein wie 
1973. Allerdings wird für 1976 erst eine zögernde Nach-
fragebelebung erwartet und es werden daher 1976 die in 
der Rezession freigesetzten Arbeitskräfte noch kaum wie-
der eingegliedert sein. Eine erheblich niedrigere Geschwin-
digkeit im erwarteten Aufschwung deutet eben auch an, 
daß der in der Rezession aufgetretene Schub an Struktur-
änderungen nur teilweise und nur langsam wieder rück-
gängig gemacht bzw. in der Beschäftigungswirkung durch 
neue Strukturänderungen kompensiert wird. Für ein end-
gültiges Urteil wird also wohl gewartet werden müssen, 
bis sich zumindest auch das Jahr 1977 ungefähr überblik-
ken läßt24). 
Gewarnt werden muß aber vor einer Uberinterpretation 
dieser jährlichen Geschwindigkeitsausschläge im Hinblick 
auf das längerfristige Tempo. Im — unrealistischen — 
Extremfall einer vollständigen Rückkehr zur alten Struk-
tur wäre die jährliche Geschwindigkeit im Aufschwungs-
jahr genauso hoch wie in der Rezession, obgleich sich über 
die gesamte Rezessions- und Aufschwungsphase hinweg an 
der Struktur nichts geändert hätte. Im anderen Extrem-
fall einer vollständigen Strukturkonstanz nach einer Re-
zession betrüge die jährliche Geschwindigkeit im Auf-
schwungsjahr Null. Derartige Extremfälle sind jedoch un-
realistisch, so daß der Trend durch die jährlichen Ge-
schwindigkeitsreihen auch als Indikator für das länger-
fristige Tempo des Strukturwandels angesehen werden 
kann, was auch gestützt wird durch die Entwicklung der 
Geschwindigkeitsreihen für 5- oder 4-Jahres-Abstände. 
23) Diese Interpretation wird auch dadurch gestützt, daß nach den in den anderen 

Kapiteln dieses Aufsatzes dargestellten Untersuchungen des IAB die 
Arbeitslosenzahlen 1974 und 1975 weniger strukturelle Verwerfungen 
aufweisen als 1967. 

24) Im Grunde stößt man hier auf das alte Dilemma jeder Zeitreihenanalyse. Fällt 
der letzte Wert einer Zeitreihe aus dem Rahmen der bisherigen Entwicklung, 
so läßt sich meistens erst nach Vorliegen weiterer Werte eindeutig sagen, ob 
es sich um einen „Ausreißer“ oder eine „Tendenzänderung dieser Reihe“ 
handelt. 

Ausgehend von der Überlegung, daß der längerfristig 
wirksame Strukturwandel an und für sich am besten er-
faßt wird, wenn man die Konjunkturausschläge aus der 
Betrachtung ausschaltet, waren für die vorliegende Analy-
se zunächst — ähnlich wie in der ersten Untersuchung des 
IAB — Geschwindigkeiten für 5- und 4-Jahres-Abstände 
errechnet worden, um näherungsweise den über einen vol-
len Konjunkturzyklus von 4 bis 5 Jahren verbleibenden 
Strukturwandel zu ermitteln. Diese Kurven der 4- und 
5jährigen Geschwindigkeiten weisen bis 1973 ebenfalls 
einen eindeutigen leichten Abwärtstrend auf, der — wie 
eine Umrechnung auf durchschnittliche 1-Jahres-Geschwin-
digkeiten verdeutlicht — eher noch ausgeprägter ist als bei 
der Kurve der jährlichen Geschwindigkeiten. Für 1974 und 
1975 zeigen die Kurven der 4- bzw. 5-Jahres-Abstände 
gleichfalls einen starken Anstieg des Strukturwandels an. 
Dieser Anstieg ist bei diesen Kurven jedoch nicht mehr 
eindeutig zu interpretieren. Denn das Rezessionsjahr 1974 
(Wirtschaftswachstum + 0,4 °/o) wird mit den Boomjahren 
1969 (Wirtschaftswachstum  + 8,2%) und 1970 (Wirt-
schaftswachstum + 5,8 %) verglichen, das Rezessionsjahr 
1975 (Wirtschaftswachstum — 3,6%) wird ebenfalls mit 
1970 oder mit 1971 (Wirtschaftswachstum immerhin noch 
+ 3,0 %) verglichen. Die Voraussetzung ungefähr gleicher 
Konjunkturlagen in den Vergleichsjahren entfällt damit. 
Der letzte Aufschwung wurde durch die Energiekrise und 
die im In- und Ausland ergriffenen Maßnahmen zur In-
flationsbekämpfung unterbrochen, wodurch sich der letzte 
Konjunkturzyklus auf 3 Jahre mit völlig abweichender 
Intensität  reduzierte.  Aus diesem Grunde wurden die 
l-Jahres-Abstände in der Analyse den 4- und 5-Jahres- 
Abständen vorgezogen. Die — theoretisch bessere — Mög-
lichkeit, die Ausgangsreihen der sektoralen Anteile vor-
weg konjunkturzubereinigen, mußte wegen des damit ver-
bundenen Aufwandes zurückgestellt werden. Außerdem 
wirft auch eine Konjunkturbereinigung der Ausgangsrei-
hen erhebliche Probleme auf. 

5.3.1.2 Gesamtwirtschaft nach 26 Wirtschaftsgruppen 
Für die Untergliederung der Gesamtwirtschaft nach 26 
Wirtschaftsgruppen entsprechend der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung konnten jährliche Strukturände-
rungsgeschwindigkeiten der Beschäftigung bis einschließ-
lich 1974 beredinet werden. Das Kurvenbild (Abbil-
dung 4) gleicht weitgehend dem nach 10 Wirtschaftsabtei-
lungen (Abbildung 3), der Trend 1961—1974 ist sogar 
noch deutlich stärker abwärts geneigt als bei den 10 Ab-
teilungen, die Tempoverringerung von 2,58%-Punkten 
im Durchschnitt der 60er Jahre auf 2,14%-Punkte im 
Durdischnitt der Jahre 1970—74 noch ausgeprägter, die 
Geschwindigkeit im Jahre 1974 ebenfalls um etwa ein 
Viertel niedriger als 1967. Nach den Projektionen des 
IAB wird sich die tendenzielle Abnahme der Struktur-
änderungsgeschwindigkeit entweder entsprechend dem 
bisherigen Trend fortsetzen oder leicht verringern. 

5.3.1.3 Industrie nach 43 Zweigen 
Abbildung 5 zeigt die Entwicklung der jährlichen Struk-
turänderungsgeschwindigkeit der Beschäftigung für die 
nach 43 Zweigen untergliederte Industrie von 1951 bis 
1960 ohne und von 1959—1975 einschließlich Saarland 
und West-Berlin sowie mit linearen Trends für die Zeit-
räume 1951—1960, 1959—1975, 1961—1975 und 
1951—1975. 
Das langfristige Tendenzbild ist im großen und ganzen 
ähnlich wie für die Gesamtwirtschaft: in den 60er Jahren 
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geringeres Tempo als in den 50er Jahren, in der zweiten 
Hälfte der 70er Jahre nach den IAB-Projektionen im 
Durchschnitt keine Beschleunigung, sondern nochmals — 
wenn auch nur noch ganz geringfügig — langsameres 
Tempo. Jedoch steigt der für die Jahre 1961—75 berech-
nete Trend wegen der seit 1960 nicht mehr beobachteten 
hohen Strukturänderungsgeschwindigkeit im Jahre 1974 
geringfügig an, obgleich die Tiefpunkte der Kurve in den 
60er Jahren und in den 70er Jahren auf gleicher Höhe 
liegen. 

Die konjunkturellen Ausschläge sind allerdings bei der 
Industriekurve weniger ausgeprägt und regelmäßig als 
bei der Kurve für die Gesamtwirtschaft. Dies ist zu er-
warten, da sich innerhalb der Industrie die einzelnen 
Branchen hinsichtlich Zeitpunkt und Ausmaß ihrer Kon-
junkturreagibilität weniger stark voneinander unterschei-
den als innerhalb der gesamten Wirtschaft die einzelnen 
Wirtschaftsabteilungen. 

Die Entwicklung der Strukturänderungsgeschwindigkeit 
in den Jahren 1974 und 1975 beweist auch im Falle der 
Industrie noch keinen Trendbruch. Entsprechend ihrer 
häufigen konjunkturellen Vorreiterrolle erreichte die In-
dustrie zwar die höchste jährliche Strukturänderungs-
geschwindigkeit seit 1960 bereits zu Beginn der stärksten 
Rezession der Nachkriegszeit im Jahre 1974, doch geht 
25) Es sei nochmals darauf hingewiesen, daß das Niveau dieser Zahlen vom 

Disaggregationsgrad abhängig ist.  
26) In den *-Varianten wurde angenom en, daß die Beschäftigtenzahl beim m

Staat 1980 nicht höher ist als 1975. 

das Tempo des Strukturwandels bei der Beschäftigung 
schon 1975 trotz gegenüber 1974 wesentlich größeren 
Produktions- und Beschäftigungseinbußen wieder deutlich 
zurück. Eine endgültige Beurteilung ist aber erst möglich, 
wenn das Jahr 1976 in die Betrachtung einbezogen werden 
kann. Die bisherigen Anzeichen deuten auf eine weitere 
Verringerung der Strukturänderungsgeschwindigkeit im 
Jahre 1976 hin. 

5.3.2 „UMSCHICHTUNGSAUSMASS DER ARBEITSPLÄTZE“ 
Den „Strukturänderungsgeschwindigkeiten“ entsprechen 
zwischen den Stichjahren 1960, 1970 und 1980 die folgen-
den absoluten strukturbedingten Umschichtungen bei der 
Zahl der Arbeitsplätze (nichtkumulierte Zehnjahres-
abstände, in Mill.): 
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Die hinter den Globalmaßen für die Gesamtwirtschaft 
stehenden sektoralen Umschichtungen der Arbeitsplätze in 
den zwei Jahrzehnten demonstriert die tabellarische Über-
sicht 3. Sie zeigt, wie sich die projizierten Veränderungen 
der Arbeitsplatzzahlen der 10 Abteilungen auf die der 
Gesamtwirtschaft proportionalen Veränderungen und auf 
die strukturellen, sektorspezifisch bestimmten Verände-
rungen aufteilen. 
Bei den einzelnen Abteilungen wandeln sich die um die 
proportionalen Änderungen bereinigten Umschichtungen 
in Richtung und Ausmaß teilweise erheblich. So steigt die 
Zahl der Arbeitsplätze aufgrund der sektoralen Abwei-
chungen von der gesamtwirtschaftlichen Beschäftigten-
änderung z. B. im Verarbeitenden Gewerbe insgesamt um 
0,4 Mill. 1960/70, dagegen sinkt sie 1970/80 um 0,4 bis 
0,7 Mill. Arbeitsplätze nach den zwei *-Varianten, die ab 
1975 eine konstante Anzahl von Arbeitsplätzen beim 
Staat unterstellen. Dieser Umkehrung und — im Falle der 
langsameren Wachstumsvariante — Verstärkung des 
Struktureffektes beim Verarbeitenden Gewerbe steht je-
doch die Abnahme der strukturbedingten Umschichtun-
gen bei den Sektoren Landwirtschaft, Bergbau und Staat 
gegenüber. 

5.4 Schlußfolgerungen 
— Das Tempo des Wandels der sektoralen Beschäftigten-

struktur ist in den letzten 25 Jahren tendenziell zu- 

rückgegangen. Zumindest bis zum Jahre 1973 ist der 
Trend leicht abwärts geneigt. 

— In den Jahren 1974 und 1975 war der Strukturwandel 
außerordentlich hoch. In diese Jahre fiel aber auch die 
stärkste und längste Rezession der Nachkriegszeit. Die 
überdurchschnittlich großen Änderungen der Anteile 
der Sektoren an den Beschäftigten in den Jahren 1974 
und 1975 dürften daher weitgehend rezessionsbedingt 
sein.   In  der bevorstehenden  konjunkturellen Auf-
schwungsphase ist mit einem kompensierenden unter-
durchschnittlichen   Strukturwandel   zu   rechnen.   Ein 
Trendbruch für das Tempo des längerfristigen Struk-
turwandels läßt sich bisher nicht beweisen, aber auch 
nicht mit Sicherheit ausschließen. 

— Die IAB-Projektionen bis 1980, die Strukturbrüche 
nach   der   Energiekrise   beim   gesamtwirtschaftlichen 
Wachstumstempo sowie bei der Endnachfrage- und 
Produktionsstruktur berücksichtigen, deuten bei den 
Beschäftigtenanteilen der Sektoren auf keine Verstär-
kung des Strukturwandels in der Zukunft hin. Das 
Tempo des sektoralen Strukturwandels nimmt bei der 
Beschäftigung längerfristig eher weiterhin leicht ab. 
Möglich ist, daß die lAB-Projektionen den zukünfti-
gen Strukturwandel bei Endnachfrage und Produktion 
etwas unterschätzen. Andererseits ist noch nicht zu 
sehen, wo es bereits in den Jahren bis 1980 zu quan-
titativ so bedeutsamen Veränderungen der Beschäftig- 
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ten- bzw. Arbeitsplatzzahlen kommen soll wie sie in 
der Vergangenheit z. B. in der Landwirtschaft, im 
Bergbau und beim Staat erfolgten. 

— Es ist nicht nur zu beachten, mit welchem Tempo (ver-
stärkt oder verlangsamt) sich die Strukturen wandeln, 
sondern vor allem auch, wann sie sich am meisten 
wandeln — im Boom oder in der Rezession. Die 
konjunkturellen Schwankungen lassen die jährlichen 
Strukturänderungsgeschwindigkeiten erheblich nach 
oben und unten ausschlagen. In den 50er Jahren war 
der jährliche Strukturwandel am höchsten in den 
Boomjahren, am geringsten im konjunkturschwächsten 
Jahr 1958. Seit den 60er Jahren ist der Strukturwandel 
jedoch in den Aufschwungsjahren am niedrigsten und 
am stärksten in den Rezessionsjahren. Dieser seit den 
60er Jahren zu beobachtende Zusammenfall von 
stärkstem Strukturwandel und Rezession könnte der 
Grund dafür sein, weshalb heute der Strukturwandel 
offensichtlich viel intensiver wahrgenommen und als 
bedrohlicher empfunden wird als in den 50er Jahren, 
obgleich sich die Strukturen damals schneller 
verändert haben. In Boomjahren wird der 
Strukturwandel wegen der Kompensationseffekte 
durch das Wachstum relativ leicht bewältigt, in der 

Rezession verschärft er jedoch manche Probleme (zu-
mindest in der Sicht der Betroffenen). Denn die durch 
den Wandel der Produktionsstruktur hervorgerufene 
Arbeitnehmermobilität z. B. führt in der Rezession 
viel eher zu sozialem Abstieg und Arbeitslosigkeit als 
im Boom, in dem im Gegenteil die Chancen zuneh-
men, durch Mobilität zu Aufstieg zu gelangen. 

— Ein voll befriedigendes Meßkonzept zur Beantwortung 
der Frage, ob und wie sich das Tempo des Struktur-
wandels verändert, ist noch nicht gefunden. Proble-
matisch ist vor allem die Konjunkturbereinigung. Wün-
schenswert ist außerdem, nicht nur das Tempo, sondern 
auch die unterschiedlichen Auswirkungen des Struk-
turwandels auf die einzelnen Sektoren und die Ge-
samtwirtschaft zu berücksichtigen. Den hier vorgeleg-
ten Berechnungen sollen sich daher im IAB weitere 
Arbeiten anschließen. Vielleicht können diese ersten 
Ergebnisse aber auch außerhalb des IAB weiterfüh-
rende Berechnungen und kritische Überlegungen zu 
den methodischen Möglichkeiten anregen, da eine Ver-
sachlichung der Diskussionen sowohl um das Tempo als 
auch um die Auswirkungen des Strukturwandels an-
hand objektiv nachvollziehbarer Maßgrößen dringend 
geboten erscheint. 
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